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b) wenn die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stif­
tungszweckes insbesondere wegen unzureichender Mittel 
nicht gewährleistet ist und auch weitere ausreichende 
Zuwendungen nicht mit Sicherheit zu erwarten sind.

(2) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn das Stif­
tungsgeschäft oder die Satzung keine ausreichenden Bestim­
mungen über Zweck und Vermögen der Stiftung enthält.

• • /

§ 17
Bekanntgabe der Entscheidung und Widerruf

(1) Die Entscheidung ist dem Antragsteller schriftlich mit­
zuteilen. Die Versagung der Genehmigung ist zu begründen. 
Die Genehmigung, der Zeitpunkt der Entstehung der Stiftung 
und der Stiftungszweck sind in das Stiftungsverzeichnis ein­
zutragen.

(2) Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn das Stiftungs­
geschäft unwirksam ist oder mit Erfolg angefochten wird. Der 
Widerruf ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen und 
öffentlich bekanntzumachen.

§ 18
Rechtsaufsicht

Die Stiftungen stehen unter der Rechtsaufsicht des Landes, 
in dem sie ihren Sitz haben. Sie beschränkt sich darauf, zu 
überwachen, daß die Organe der Stiftung die Gesetze, das 
Stiftungsgeschäft und die Stiftungssatzung beachten.

§ 19
Tätigkeit der Stiftungsbehörde

(1) Die Stiftungsbehörde ist befugt, sich über alle Ange­
legenheiten der Stiftung zu unterrichten. Sie kann insbeson­
dere Anstalten und Einrichtungen der Stiftung besichtigen, 
die Geschäfts- und Kassenführung prüfen oder auf Kosten 
der Stiftung prüfen lassen und Berichte und Akten anfordern.

(2) Die Stiftungsbehörde kann Maßnahmen der Stiftungs­
organe, die den Gesetzen, dem Stiftungsgeschäft oder der 
Stiftungssatzung widersprechen, beanstanden und verlangen, 
daß sie innerhalb einer bestimmten Frist aufgehoben oder 
rückgängig gemacht werden. Unterlassen die Stiftungsorgane 
vorgesehene Maßnahmen, so kann die Stiftungsbehörde für 
die Durchsetzung der Maßnahmen eine Frist setzen und nach 
deren erfolglosen Ablauf selbst die erforderlichen Maßnahmen 
durchführen oder durchführen lassen.

(3) Hat ein Mitglied des Stiftungsorgans sich einer groben 
Pflichtverletzung schuldig gemacht oder ist es zu einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung unfähig, so kann die 
Stiftungsbehörde die Abberufung eines Mitglieds und die 
Berufung eines anderen verlangen. Sie kann dem Mitglied die 
Geschäftsführung einstweilen untersagen.

(4) Ist die Stiftung zur Abberufung des Mitglieds nicht in 
der Lage oder kommt sie innerhalb einer bestimmten Frist 
dem Verlangen der Stiftungsbehörde nach Absatz 3 Satz 1 
nicht nach, so kann die Stiftungsbehörde das Mitglied ab­
berufen und ein anderes an seiner Stelle berufen.

§20
Stiftungsverzeichnis

(1) Bei der Stiftungsbehörde ist ein Verzeichnis der in 
ihrem Zuständigkeitsbereich bestehenden und neu entstehen­
den Stiftungen (Stiftungsverzeichnis) zu führen. In das 
Stiftungsverzeichnis sind Name, Sitz, Zweck, Vertretungsbe­
rechtigung und Zusammensetzung der Organe der Stiftung 
und der Tag der Erteilung der Genehmigung einzutragen; die

Satzung ist zur Eintragung beizufügen. Änderungen der Sat­
zung sowie die Auflösung der Stiftung sind einzutragen.

(2) Sämtliche Stiftungen sind verpflichtet, dem Stiftungs­
verzeichnis gegenüber die erforderlichen Angaben und Ände­
rungen von erheblichen Tatsachen innerhalb einer Frist von 
1 Monat nach Eintritt der Wirksamkeit der Änderung mitzu­
teilen.

(3) Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht 
die Vermutung ihrer Richtigkeit. Die Einsicht in das Stif­
tungsverzeichnis ist jedem gestattet, der ein berechtigtes 
Interesse geltend macht.

(4) Entstehung und Aufhebung einer Stiftung sowie der 
Stifter und der Stiftungszweck sind öffentlich bekannt zu 
machen.

IV.
Satzungsänderung und Beendigung der Stiftungen 

§21
Satzungsänderung

(1) Wenn die Satzung dies vorsieht oder wenn sich die 
Verhältnisse seit der Errichtung der Stiftung wesentlich 
geändert haben, kann die Satzung geändert oder die Stiftung 
mit einer anderen Stiftung zusammengelegt werden.

(2) Zu Lebzeiten des Stifters ist dessen Zustimmung 
erforderlich. In Rechte derer, die durch die Stiftung begün­
stigt sind, darf nicht eingegriffen werden.

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 werden von den zur Verwal­
tung der Stiftung berufenen Organen getroffen. Die Maßnah­
men bedürfen der Genehmigung der Stiftungsbehörde.

(4) Eine Sitzverlegung in das oder aus dem Land bedarf 
auch dann der Genehmigung durch die Stiftungsbehörde, 
wenn die Sitzverlegung nach dem Recht des bisherigen oder 
des zukünftigen Sitzes von der dort zuständigen Behörde zu 
genehmigen ist.

(5) Mit der Genehmigung der Zusammenlegung wird die 
neue Stiftung rechtsfähig.

§22
Zweckänderung and Aufhebung

(1) Ist die Erfüllung des Stiftungszweckes unmöglich ge­
worden oder gefährdet sie das Gemeinwohl, so kann die 
Stiftungsbehörde der Stiftung eine andere Zweckbestimmung 
geben oder sie aufheben.

(2) Bei der Umwandlung des Zweckes ist die Absicht des 
Stifters zu berücksichtigen, insbesondere dafür Sorge zu 
tragen, daß die Erträge des Stiftungsvermögens dem Per­
sonenkreis, dem sie zustatten kommen sollten, im Sinne des 
Stifters tunlichst erhalten bleiben. Die Behörde kann die 
Satzung der Stiftung ändern, soweit die Umwandlung des 
Zweckes es erfordert.

(3) Vor der Umwandlung des Zweckes und der Änderung 
der Satzung soll der Vorstand der Stiftung gehört werden.

(4) Die Aufhebung der Stiftung durch den Vorstand bedarf 
der Genehmigung der Stiftungsbehörde.

§23
Vermögensahfall

(1) Ist für den Fall des Erlöschens einer Stiftung in der 
Satzung weder ein Anfallberechtigter bestimmt noch einem


